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Zur Correckur der Verwaltung durch das Meichsgericht. 


Unter den in der letzten Verhandlungsperkode des Reſchsgerichteß 
gefällten Entſcheidungen in Angelegenheiten öffentlichen Rechtes“), hat 
eine Entſcheidung in Vereingangelegenhetten Senſation und zwar 
nach verſchiedenſter Richtung hiu erregt. 

Es handelte ſich um eine Beſchwerde von Proponenten eines 
„Vereines für conſtitutiouellen Fortſchritt in Miſtelbach“ gegen die 
Entscheidung des Miniſterinms des Innern vom 2. Jun 1871, 8. 2377, 
durch welche in letzter Inſtanz die angezeigte Bildung dieſes Bereit 
auf Grund dez § 6 det Vereinsgeſetzeß vom 15. November 1867 
als ſeiner Einrichtung nach geſetzwidrig unterſagt worden iſt, „weil 
nach $ 2 der vorgelegten Statuten die Vereinzverſammlungen auch 
außerhalb des ſtgtutenmäßigen Sitzes des Vereines in Ausficht genom⸗ 
men werden, watz mit den Beſtimmungen des $ 33 des Vereinsgeſetzes 
nicht vereinbar ſei“. Die Vereiuspropouenten ſahen in dieſer Ver. 
fügung eine Verletzung des durch Art. 12 des Staatsgrundgeſetzes 
über die allgemelnen Rechte der Staatsbürger gewährleiſteten politt- 
ſchen Redjted, einen Verein zu bilden, und dad Reichsgericht hat un. 
term 15. Juli 1871 erkannt: „daß durch die Verfügung der Ver⸗ 
einsbehörde (Statthalteret) und durch den fie beſtäkigenden Erlaß 
des Minffteriume des Innern eine Verletzung des durch Art. 12 des 
Staatagrundgeſetzez vom 2. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142 
gewährleiſteten polttiſcheu Rechtes, „Vereine zu bilden“, inſoferne 
stattgefunden bat, als durch dieſe Verfügung die angezeigte Bildung 
des Vereines für eonſtituttouellen Fortſchritt in Miſtelbach deßhalb als nach 
ſeiner Einrichtung gesetzwidrig unterſagt wurde, weil in den Statuten des⸗ 
ſelben die Vereinsverſammlungen auch außerhalb des ſtatutenmäßigen 
Sitzes (Ort Miſtelbach) in Ausſicht genommen wurden“ “). 


) Es wird ſich Ob ergeben, — und es wird, bevor ein weiterer 
Schritt zur Reform der & Judicatur in Verwalkungsſachen gemacht wird, 
auch nothwendig fein — bie bisberigen Eutſcheidungen dieſes Gerichtshofes in Ange 
legenheiten offentlichen Rechtes einer zuſommenfaſſenden Ben e eng gu un erziehen. 

) Die Gritabe der veichsgerichtlichen Enlſcheidung l 

e den Aneuitsnd de votze Schwede Ui bedees aud ven ben 
Herren Beichwerbeffihrern em Originale producirten Verfügungen der zuftöndigen 
Adnıiniftrafinbehorben haben die Bildung hei genannten Vereines „auf Grund des 


einsperſammlungen außerhalb feines eigentlichen 
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Durch ſolchen Spruch des Reichsgerichtes wurde nun ausge⸗ 
ſprochen, daß die oberſte Verwaltungsbeborde des Reiches das Mer 
eiusrecht verletzt habe. 


9 6 des Vereins geſeßes (B. @.) vom 15. November 1887, Ne. 184 N. G. Bl, als nach 
feiner Einuchting aten unterfagt, weit nach $ 2 ber vorgelegten Stathrien 
Die Bereitueverfammiungen auch außerhalb bes flatutenumfigen Sites (Ort Miftelbach) 
in Ausſicht genommen werden, was mil der Beſtimmung des $ 89 des citirlen Ge⸗ 
fees nicht vereiuher fel“. 

Dad Reichägerlcjt finbet aber weder in dem $ 98, noch in trgenb einer anderen 
dle bes Verelssarjeped eine Beltengmung, wodurch es einem nen zu bildenden Ver⸗ 
r Igesiell eisem polltifchen Vereine gefeg lich verochrt fein 
Serjamsmlumgert amd; außerhalb feinen eigenichen Sitzes zu halten, ober 
tügeng ez angbehutlid; feſtſeßende Beſtimmung iu feine Statulen 


aufzunehmen, 

Der $ 38 diefed Geſezes hot nämlich zwar allen polttiſchen Vereinen unter» 
fagt: a) Bweigvereine (Filialen) zu gründen, b) Verbünde unter ſich zu bilden 
und e) ſonſt mit anderen Bereinen in Verbindung zu kreten. 

Nun müßte man aber dem Wortlaute und Sinne biefer geſeßlichen Ber 
. geradezu Zwang anthun und mit k allem Sprachgebrauche 
in Widerſtreſt kommen, wenn man bed Halten einer Vereinsper⸗ 
Aae d an einem Orte außer dem eigentlichen Site des Vereines unter eine 

tefer drel Rubriken ſnbſumtren wollte. 

Dazu kommt, daß das Vereinägefep ſeloſt bnech die Vorschrift des $ 10, wa 
noch namentlich auch für die Errſchtung von Zweilgvereinen (Zillalen) und für die 
Bildung von Verbänden mehrerer Bereine unter qſich die Befliumnngen der 69 4—9 
genes Geſelles zu gelten haben, auf unzwefelhafte Welſe bekundet, daß im Sinne dec 
ſelben mit diefen beiden Thätigkeiten eines Mereined die Abhaltung von bloßen Ver. 

beg licht ddentlfickrt werden 
Tann, da ja nach der Natur der Sache auf die bloße Brtliche Anberaumung einer Ber⸗ 
eingyerſammlung die Beftimmungen der 65 4.—9 des Vereinsgeſeßeh, d. h. Die Bor» 
lage beſonderer Statuten, zumal mit all den iin $ 4 bedfelben vorgefchriebenen 
Oelailbeſtimmungen kerne Anwendung haben können. 

Ueberdies wurde von dem Minſſterium des Innern nicht widerſprochen, daß 
ſowohl die niederöſterreſchiſche Statthnlterei bei mehreren ia Nicberöfterreich beſtehen. 
deu Bereſnen, namentlich bei den analogen polltiſchen Vereinen von Zwetll und 
Verfenbeug, vom Viertel Ober Monnhartsberg und Oler Wienerwald, alg auch das 
Miniftertum des Innern, namentlich in Betreff des liberalen poliliſchen Vereines für 
Oberöfterveſch land den von den Beſchwerdefüßtern prodheicten Stukutenautezügen die 
Anzeige der erfolgten Bilbung dieser Vereine ohne alle Beanftändung der in bieien 
Slatuten enthaflenen Peſtmmung, wonach dle Bereindverſammlungen auch außer 
dens eigentlichen Vereinftße abgehalten werden konnen ober ſoger follen, zur Kenntaif; 
genommen haben. 

Hieraus erhellt alfo, daß dieſe Adminlſtrakiobehorden dle in Rede ſſehende Bar 
ſtimmung biäher nicht ald geſezwibrfg augefehen haben. Oabel kann unn der 
von deu beittigen Beſchwerdeffihrern geltend gemachten Behauptung nicht ihre Berech. 
tigung algeſprochen werden, daß dasjenige, was in fo vielen Fällen bisher old qrfete 
lich znkäfſig anerkannt worden ift, nicht auf einmal in einem ganz gleichen Falle 
nnd nach deulſelben Geſetze gefehwidrig jein könne. 

Der Vr Beclreter des Minifterlumd bed Innern hat zwar Set der mündlichen 
Verhandlung vor den Neichögerichte auch auf die großen Schwierigkeiten hilgewiefen, 
weiche ans der einem poliifchen Vereiue zu geſlattenden Conceffion der fogenannten 
Wanderverſammlungen [hr die Stagtsbehörden ewwachſen, um die ihnen nach den 
4 lit. e. 12, 14, 15 und 18 des Vereimägefehed obliegende Aufſicht und Heber- 
wachung der Bereinäihätigkeit entſprechend auäzuücßen. Allein all dieſe Aueffthenngen 
konnten von dem Reichsgerichte nicht in der Richtung als begründet erkannt werden, 
wm daraus die Geſetzwiprigkeit ber in Rede fiehenden Comeefflon nach bein ge» 
gebenen Geſetze ableiten zu konnen, welches allein von dem Neichögerichte bei ſeinen 
Richterſprüchen im Auge zu halten iſt. 

Ebenſoweuig kounte das Reichsgericht bei ſeinem vorliegenden Rlchterſprnche 
die von dem Hern Miniſterlal⸗Abgeordneten im Namen und im Befonberen Auftrage 
des Herrn Miniſters des Junern erft vor dem Reſchsgerichte mündlich abgegebene Ele 


Wenn es ſich gegenüber einem folden Spruche um nichts au⸗ 
derel handeln würde als um die Frage, wer im vorliegenden Falle 
das Vereinsgeſetz richtiger ausgelegt habe, das Mintſterium des Innern 
oder das Reichsgericht, jo könnte man ſich vielleicht, vom doctrinären 
Standpunkte aus, mit der Entscheidung det Reichsgerichtes wohl befreun⸗ 
den; obgleich auch dahin betrachtet die Frage nicht jo zweifellos it. 
Allerdings verbtetet das Gefeh nicht ansdrücklich die Abhaltung von 
Vereinsverſammlungen an Orten außerhalb des Vereinsſiges. Und 
wenn daher gegenüber der ſchwach motivlrten Entſcheidung bes Minis 
ſteriums des Innern unter Widerlegung lediglich diefer Motivirung 
in den Gründen der Eutſcheidung des Reichsgerichtes nachgewieſen 
wird, daß ein ſolches ausdrückliches Verbot im Vereinsgeſeße nicht 
enthalten jet, jo iſt damit noch immer nicht dargelhau worden, daß 
die Abhaltung von Vereinzverſammlungen außerhalb des Vereinsfitzes 
nach dem Vereinsgefetze zuläſſig ſei. Denn bet Mangel ausdrücklicher 
Beſtimmungen rückſichtlich eines rechtlichen Befugniffed wird die geſeh⸗ 
liche Zuläſſigkeit oder Unzuläſſigkeit besfelben immer nur erſt aus 
dem Ganzen detz Geſeßet, aus dem Geifte desſelben zu deducireu fein. 
Und wenn man dann, dieſen einzig correcten Weg bei richterlicher 
Auslegung von Geſetzen im Auge behalteud, hätte in Erwägung ziehen 
wollen, daß das Vereinsgeſetz im § 4, c, die Angabe bes Sitzes 
des Vereines als ſtatutarſſche Bedingung vorſchreibt und daß dad 
Geſeh, indem es die Wirkſamkelt eines Vereines durch Zweigvereine 
(Fiktalen) dahtu ſorgfältig beſchränkt, daß es für die Gründung von 


Filialen dieſelben Bedingungen fordert wie für die Vereine ſelber 


(§ 10), gewiß die Beſchränkung der Wirkſamkelt der Vereine an! 


anderen Orten als an dem des Vereinsfies im Auge hatte, und 
wenn man endlich gerade in Rückſicht auf politiſche Vereine hätte 
in Erwägung ziehen wollen, daß § 33 des Vereinsgeſezes ſolchen 
Vereiuen an unterſagt, Filialen zu gründen, Verbände unter 
ſich zu bilden oder auch nur mit anderen Vereinen, jet etz ſelbſt durch 
ſchrifklichen Verkehr oder Abgeordnete, in Verbindung zu treten; fo 
hatte man wielleicht wohl auch finden mögen, daß der logiſch denkende 
Geſetgeber kaum gewollt haben durfte, durch Geſtattung von Wau. 
derverſammlungen polttiſcher Vereine alle Cautelen des § 83 des 
Vereinsgeſetzes illuforiſch zu machen. Jedoch über dieſe Frage wollen 
wir gar nicht rechten. 

Das Reichsgericht hat abgeſprochen über die Auslegung des 
Geſetzes durch das Mmiſterlum des Innern, und dieſes Princtpielle 
der Entſcheidung ſcheint uns von hervorragender Wichtigkeit. Das 
Reichsgericht leitete feine diesfällige Competeuz aus der Beſtimmung 
des Artikel 3, b, des Staatsgrundgefeßes über die Einſetzung eines 
Reichsgerichts vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 148 ab, 
welche Befttmmung lautet: Dem Reichsgerichte ſteht die endgiltige 
Enkſcheidung zu „über Beſchwerden der Staatsbürger wegen Ver- 
lezung der ihnen durch die Verfaſſung gewährlelſteten politiſchen 
Rechte, nachdem die Angelegenheit im geſetzlich vorgeſchriebenen admtint⸗ 
ſtralven Wege ausgefragen worden tft”. 

Es uuterltegt keinem Zweifel, daß das Recht, Vereine zu bilden, 
zu jenen Rechten zählt, denen durch vorſtehende Beſtimmung ehr 
beſonderer Schutz gewährt wird. Dieſes Recht iſt in der Verfaſſungs⸗ 


Meng beräckſcctigen, daß der Herr Minifter in der Zulaffung der fraglichen Gon- 
ceffion in den Statuten eines palitiſchen Bereieh, mit Rückücht auf die dermaligen 
politischen Berhältnife, eine Beprohung der offentlichen Ruhe und Ordnung erkenne 
und baß er demuach einen polſtiſchen Nerein, mit btefer Goneeſſton anögefiattet, als 
nach feiner Einrichſung ſtoatagefährlich erkfäre; heil die Stanlöbehärben in dem 
Falle, wenn fie die Biſdung bed In Rede ftehenden Berelues aus dem Grunde der 
Stactägeffhrlichteit halten untersagen wollen, nach der wortfiaren Beſtimmung des 
zweiten Aligea's bes $ 6 des Berelusgeſeßes verpflichtet gewesen wären, den Popo. 
nenten beffelßen auch dleſen Grund ber Unterſagung innerhatb der bafethft bezeich⸗ 
neten Feist ſchelfilich bekanntzugeben, wag jedoch in den belden, den Gegenſtand 
der vorliegenden Beschwerde und Snbiatirr bildenden Erläſſen nicht geſchehen itt. 

Das Reichsgericht hat ſich aber im Sinne des $ 3, lt. b bed Strategrund⸗ 
geſeßes vom 21. December 1867, Nr, 148 R. G. Bl., und der 88 17 und 85 bed 
Sejehed nom 18. Üprit 1869, Nr. 44 N. ©. Bl, bel Beurtheilung einer Beſchwerde 
wegen der durch eine administrative Enlſcheidung erfolgten Verlehung eines durch die 
Verfaſſung gewahrleiſteten batitifchen Alechtes auf den Ausspruch zu Lefpränten, ob 
und inwieferne durch den Fuhalt dieſer Eutſcheldung die behauptete Verletzung 
ftattgefunben Babe oder nicht 

Hernach mußte daß Rrichogericht erkennen, daß die Aufgahme der erbrterten 
Bestimmung auch in die Statuten bed zu Eilbenben Wereined für conftitntionelfen 
Bortjehritt in Miftelbach nicht ala ein gefehlicher Grund angeſehen werden könne, um 
die Bildung dieſen Vereines „als nach feiner Gineihlung geſetzwidrig“ untersagen 
zu konnen, und ſofort der vorſiegenden Beſchwerde und ben in derſelben geftellten Be. 
gehren ſtaitgeben“. 
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beſtimmung des Art. 12 des Steatögrundgejeßes über die allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142 
in folgender Weiſe ausgedrückt: „Die öſterreichtſchen Slaatsbürger 
haben das Recht, ſich zu verſammeln und Vereine zu bilden. Die 
Ausübung diefer Rechte wird durch beſoudere Geſete geregelt“. Die 
Frage iſt jedoch die, wie darf, wie kann das Reichsgericht nach ferner 
obigen Competenz dieſe Rechte ſchützen? 

Wenn wir den eben eitirten Art. 12 feſt ius Auge faſſen, fo 
markirt ſich das fragliche, durch Art. 3, b, des Neichsgerſchtsgeſetzes 
dem beſonderen Rechtsſchutze unterworfene, politiſche Recht als das 
Recht, „Vereine zu bilden“. Und der zweite Saß des Art. 12 ſegt, 
inden er ausſpricht: „Die Ausübung dieſer Rechte wird durch beſon⸗ 
dere Geſetze geregelt“, zugleich den Geſichtöpunkt feſt, nach welchem 
hin das Recht, Vereine zu Bilden, jenem außerordentliche Rechtsſchuze 
unterworfen ſein kann, welchen das gleichzeitig erlaſſene Grundgeſeg 
über das Reichsgericht gatantirt. 

Denn es darf nicht überſehen werden, daß hiedurch mit geſet⸗ 
licher Ausdrücklichkelt die Unterſcheldung hervorgehoben wird, welche 
zwiſchen dein prineipiellen Gehalte eines Rechtes und feinem 
weiteren Juhalte zu machen kommt, eine Unterſchetdung, die auch 
überhaupt niemals aug dem Auge gelaſſen werden darf, wenn es ſich 
um die Beurtheilung des Verhältniſſes grundrechtlicher Normen zu 
den Geſehen handelt, durch welche dieſelben mit khrent weiteren In⸗ 
halte praktiſche Wirkſamkeit erlangen. Der Unterſchied zwiſchen den 
Peincipien des Rechtes und den Normen, welche zur Ausübung dee ⸗ 
ſelben geſetzt werden, kann nämlich mit dem Beſtande des Goſetzes, 
welches das Grundrecht regelt, keinetzwegs als aufgehoben betrachtet 
werben, Wie theoretiſch die Prineipten des fraglichen Rechtes durch 
das Geſoz hindurch klar bleiben milſſen als die Grundümlen desſelben, 
als die Säulen, auf welchen die Inſtitution politiſcher Freiheit ſteht, 
ohne deren unangetaſteten Beftand die Snftitutton aufhören würde, 
das zu fein, mas ſie fein ſoll; ſo muß dieſe Unterſchekdung auch 
prakliſch bei der Anwendung des Geſetzes feſtgehalten werden und ab: 
geſehen davon, ob die gruudrechtliche Norm die Auselnauderhalkung 
der beiden Geſichtspunkte noch ausdrücklich betont oder nicht, ſchon 
ben, weil eben die prinelptelle Normirung des Rechtes als grund⸗ 
ſäßliche Norm neben dem fpeetellen Geſetze aufrecht beſteht. Den 
Grundrechten wird nämlich durch die Geſeße, welche den Rechten den 
weiteren Inhalt geben, niemals derogirt, weil die Verfaſſung mit 
dem Schuße der Principien des Rechtes den Beſtand der politſſchen 
Freiheit garantiren will. Und wenn nun in Conſequenz dieſes Ver⸗ 
faſſuugsgedaukens mittelſt des durch ein Verfaſfungsgeſeg ereirteu 
Reichsgerichtes ein beſonderer Schutz für die „durch die Verfaſ⸗ 
ſung gewährleiſteten politiſchen Rechte“ (Ant. 3, b) gege⸗ 
ben werden wollte, jo wollte er doch nach dem Mortlaute ſowie nach 
dem Sinne der Verfaſſung nur für die durch die Berfaffung 
ſelbſt gewährleiſteten W alſo nur ſoweit gegeben werden, als 
dieſe poliliſchen Rechte nach ihrem principiellen Gehalte, nach der 
Weſenheit ihres freiheitlichen Inhaltes, verlept würden. 

Dies iſt der allgemeine Stu der reichsgertchtlichen Competenz 
bei Verletzung von politifchen Rechten, dies wird aber, und wohl mit 
Rückſicht auf das zur Zeit der Erlaſſung der Grundgeſetze ſcheu int 
Leben getretene Vereimsgeſetz, durch Art. 12 des Staatsgrundgeſetzes 
über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger noch ausdrücklich her⸗ 
vorgehoben. 

Es iſt gewiß möglich, daß das Reichsgericht die eben ange⸗ 
deute en Geſichtspunkte bei Beurthellung feiner Competenz zur Ent⸗ 
ſcheidung über die fragliche Beſchwerde vor Augen gehabt hat. War 
dies der Fall, dann aber ift nach den vorliegenden Gründen jeden⸗ 
falls klar, daß das Reichsgericht, indem es über die Frage entſchied, 
ob eine Vereinsverfammlung auch an einem Orte anßerhalb des Vereins⸗ 
fies abgehalten werden könne, ſich des Umfanges des princhpiellen 
Gehaltes des Vereinsrechtes, jener Prinetpien nicht bewußt geworden 
iſt, welche die Grundlinien der im Sinne der Verfaffung zu ſchüßen⸗ 
den Vereiusfreiheit bilden. 

Dieſe Prinetpien conſtrutren ſich nicht ſchwer. Denn fie heben 
ſich aus der Vergleichung des heutigen Vereinsrechteß mit dem früheren 
als die Entwicklungsuomente dieſes Rechtes zu einem Rechte poli⸗ 
tiſcher Freiheit gleichſam von felbft hervor und beſtehen in folgenden 
dret Geſichtspunkten: 

1. Das Recht, Vereine zu bilden, ſteht Jedermann zu, bie 
Perſönlichkelt des Veteinsbildners, deſſen perſönliche Etgenſchaften können 
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fein hinderndes Moment der Verelnsbildung fein. (Das Gefep ſelbſt, 
$ 30, ſetzt nur bei polktiſchen Vereinen gewiſſe Alters⸗ und Geſchlechts⸗ 
qualificationen feft.) 

2. Die Vereinsbildung unterliegt keiner örtlichen Beſchränkung. 
(Nur durch einen Act der Regierung kann unter den Voraus⸗ 
ſetzungen des § 37 B. G. zeitliche oder örtliche Siſtrrung des Ver⸗ 
eiusrechtes angeordnet werden. 

3. Die Organisation und Einrichtung der Vereine, die Satzun⸗ 
gen derſelben, unterliegen keiner Coneeſſion, keiner Genehmigung der 
Behörde. 

Nur bei Verletzung dieſer Prineipten ſeitens einer Behörde 
kann auch der außerordentliche Rechtsſchuß eintreten. 

Wenn es ſich aber darum handelt auf Grundlage des Vereinsgeſetzes 
zu beurtheilen, ob der Verein mit ſeiuen Murichtungen auch jenen Mo⸗ 
menten Rechnung getragen hat, die das Geſeg als ſtatutariſche Bedin⸗ 
gungen fordert ob er ſelnem ſelbſtgewählten Zwecke und ſeiner ſelbſtge⸗ 
wählten Einrichtung nach nicht geſeg⸗ oder rechtswidrig oder ſtaatsgefäßr⸗ 
lich iſt und ob er ſich endlich mit ferner Wirkſamkeit innerhalb der ſtatu⸗ 
tariſchen Grenzen und innerhalß der geſetzlichen Bedingungen fehred Be⸗ 
ſtandes bewege, — kann die Action der poltkiſchen Behörden keiner 
anßenſtehenden Correctur unterliegen. Deun die Verfügungen, welche 
die Behörde auf Grundlage der §§ 6, 24 und 35 des Vereinsgeſetzes 
treffen kann, fallen epidenk in das Poupoir der Judicatur über die 
Austtbung des Verernsrechtes, rückſichtlich welcher Judicatur nur 
die Verwaltung die endliche Verantwortung trägt. 

Wenn das Reichsgericht heute findet, daß eine von der oberſten 
Verwaltungsbehörde als geſetzwidrig bezeichnete Vereinselurichtung 
nicht geſetwidrig ſei, fo kann etz, nach dem eiumal angenommenen 
Geſichtspunkte, morgen eine als ſtagtsgefährlich bezeichnete Einrichtung 
ala nicht ſtaatsgefährlich erklären und übermorgen beſchließen, daß der 
vom Miuiſterium aufgelöſte Verein wieder in Wiekſamkett trete — 
immer nur die Geſetzesauslegung des Miniſteriums corrigtrend. 

Wir mußten die prlnelpielle Seite obiger Rechtſprechung einer 
Erörterung unterziehen, well fie mit der ganzen Stellung der Ver⸗ 
waltung im Stagtsorganismus zusammenhängt, und weil es hinwie 
derum für den Beſtand und die Geltung politiſcher Rechte im Staate 
kaum gleichgiltig bleiben kann, ob die Autorität der oberſten Merz 
waltungsbehörde in Rückſicht auf ihre bong fide, d. h. unter Beach⸗ 
tung des Geſetzes gefällten Entſcheidungen erſchuttert werde oder nicht. 

Dr. Carl Jaeger. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Competenzſtreit. Zu einem Erkenntuiſſe auf Erfatzleiſtung von come 
miſſionellen Erhebungskoſten gegen abgetretene Mitglieder einer 
Gemeinde vertretung, welche durch ordnungswidrige Gebahrung mit 
dem Gemeindevermögen die comnuffiwnelle Erhebung veranlaßt 
haben, find die autonomen Behörden nicht competent und künnen 
derlei Anſprüche nur im Nechtswege geltend gemacht werden. 


Wlederholte Beſchwerden gegen die Gebahruug mit dem Ges 
meindevermögen in N. veranlaßten den böbmiſchen Landevausſchuß 
im Jahre 1865 eine eigene Unſerſuchungscommiſſion nach N. abzu⸗ 
ſenden. Das Operat dieſer Commiſſion wurde dem Bezjirksausſchuſſe 
von N. zur eompetenten Erledigung in der Richtung übergeben, 
daß gemäß § 96 der Gemeindeordnung die erforderliche Verfügung 
getroffen werde, damit die Verwaltung des Gemeindevermögens von 
N. geregelt würde, und damit der Verbindlichkett der Mitglieder 
der früheren Gemeindevertretung und deren Verpflichtung zum Er⸗ 
ſatze entſprochen werde. 

Der Bezirksausſchuß dal hierauf unterm 18. Juni 1867, 3. 
651 einen „Auftrag (bezfehungsweiſe eine Belehrung) wegen Rege⸗ 
lung der Gemeindeverwaltung und einen Ausfpruch betreffs der Ber- 
pflichtung zum Erſag an den Bürgermeiſter von N. hinausge⸗ 
geben. In dieſem Etlaſſe wurden theils Anton R., thells die Mit⸗ 
glieder des früheren Ansſchuſſez, theils einzelne Gemeindebedlenſtete 
bezüglich einzelner Poften als der Gemeinde erſatzpflichtig erkannt. 
Punkt 80 dleſes Erlaſſes lantet nachſtebeud: „Deßgleichen find der 
geweſene Bürgermeiſter Anton R. und alle Mitglieder des zuletzt abe 
getretenen Gemeindeausſchnſſes in solidum verpflichtet, alle anläßlich der 
durchgeführten commijfionellen Unterſuchung aufgelaufenen und gemaß 
der Decreie des Landesausſchuſſes im Betrage von 703 fl. 23 ¼ kr. 


adjuſtirten Commiſſtonskoſtenauslagen den Gemeinderenten in N. zu 
erſetzen, weil dieſe kommiſſionelle Unterſuchung nur wegen der von 
dieſer Gemeindevertretung verübten Ordnungswidrigkelten und Unfüge 
eingeleitet worden iſt, und diefe Gebrechen auch zahlreich, vielfältig 
und ſchwerwiegend durch die durchgeführte Unterſuchung ſicherge⸗ 
ſtellt ſeien “. 

Die Gemeinde N. bat hierauf beim Bezirksgerichte daſelbſt eine 
Klage gegen Anton R. und einzelne Mitglieder der ſrüheren Ge⸗ 
meindevertretung eingebracht mit dem Klagbegehren zu erkennen: „Es 
ſeien Anton N. und Conſorten in solidum verpflichtet binnen vierzehn 
Tagen bei Exeentionsvermejdung alle bet Durchführung der Unter⸗ 
ſuchungscommiſſton aufgelauſenen und auf 703 fl. 23", kr. adjuſtirten 
Unkoſten ſammt 6 Percent hievon vom Klags⸗ bis zum Zahlungstage 
laufenden Saumſalszinſen, ſowie die Koſten des Streſtes zu bezahlen“. 

Das Bezirksgericht hat die Klage abgewieſen, weil ſie ſich nur 
auf den Beſcheld des Bezirksausſchuſſes von N. vom 18. Sum 1867, 
3. 651 gründe; dieſer Beſchetd ſei aber für das Klagsfactum nicht 
beweiswirkend im Sinne des § 112 G. O. als öffentliche Urkunde, 
da diefer Beſcheid des Bezirkzausſchuſſes nach feinem Suhalte mehr 
eine Anleitung für den Gemeindeansſchuß ſei, was er zu tbun 
und zu fordern habe, und nicht die endgillige Entſcheidung über 
die Verpflichtung und die Ziffer der Erfatzleiſtung bilde, diesfalls 
vielmehr gemäß § 66 Gemeindeordnung die Gerichtsbehörden ab⸗ 
zuſprechen haben. Dagegen brachte die klagende Gemeinde die Appella⸗ 
hon ein. 

Das Oberlandesgericht ſetzte fi zunächſt mit dem Landesaus⸗ 
ſchuſſe betreff der Competenz ins Einvernehmen, welcher leptere erklärte, 
daß nach dem deutlichen Wortlante des § 66 der Gemeindeordnung 
der vorltegende b nicht in die Competenz der Adminiſtrativ⸗ 
Organe, ſondern der Civelgerichtsbehörden falle. 

Das Oberlandesgericht beſtätigte hierauf die Eutſcheldung der 
1. Inſtanz. In den Entſcheidungsgründen wird angeführt: „Der Be- 
ſcheid des Bezirksausſchuſſes vom 18. Juni 1867 ſei zwar in ge⸗ 
wiſſer Beziehung eine öffentliche Urkunde, in ſoweit derſelbe Ange⸗ 
legenhelten der Gemeindeverwaltung betrifft, zu deren scheidung 
der Bezirksausſchuß competent ſei. Soweit jedoch der Bezirksausſchuß 
in Augelegeuheiten, welche nicht in feine Competenz gehören, fich 
etnlaffen und z. B. aus civilrechtlichen Verhältniſſen Jemanden zum 
Erfatze verurtheilen würde, fo würde ein diesfälliger Ausſpruch nicht 
die Eigenſchaft einer öffentlichen Urkunde haben. Zur Entſchefdung der 
Frage, ob Jemand verpflichtet fei, die Koſten für die Unterfuchung 
eines der Gemeinde zugefügten Schadens zu tragen, fet die Bezirks⸗ 
verttetung nicht competent. Wie ſchon die 1. Inſtanz angeführt, jet 
der Erlaß det Bezirksausſchuſſes vom 18. Juuf 1867 nur eine In⸗ 
ſtruetion über Rechnungg⸗ und Verwaltungsaugelegenheiten und eben 
der Punkt 80, den Kläger ſchon als ein Urtheil deute, ſei nichts, als 
die Weiſung an die Sladtvertretung, im Rechtswege jene Poſt per 
703 fl. 23% kr. geltend zu machen. Die Kläger hatten im Rechts⸗ 
wege nachzuweiſen, daß die Geklagten die Koſten verſchuldet haben. 
Die klägerkſche Gemeinde berief ſich diesfalls auf den Beſcheid des 
Bezirksausſchuſſes vom 18. Inni 1867, welcher ihr alles beweiſen 
ſoll, auf die Notorität der ſchlechten Gebahrung und bot endlich auch 
darüber den Haupteid referkbel an. Der bezogene Beſcheid des Bezirktz⸗ 
ausſchufſes fet aber über dieſe Sache nicht entſcheidend, die Notorität 
ſei kein Beweismittel und ein Eid, der nicht über Thatumſtände, 
ſondern über Reſultate einer Beurtheilung aufgetragen werde, fer 
unzuläſſig. Somit ſei das Klagsfactum unerwieſen und die Abwelſung 
der Klage gerechtfertigt.“ 

Gegen das Urtheil des Oberlandecgerichtes hat die Stadt⸗ 
gemeinde N. die außerordentliche Revfſion eingebracht, welche den 
oberſten Gerichtshof veranlaßte, ſich an das Miniſterium des Innern 
um deſſen Wohlmeimung in der Competenzfrage zu wenden. 

Der oberſte Gerichtshof ſprach in feiner Note an dasſelbe die 
Anſicht aus, daß der Gegenſtand nicht zur gerichtlichen Competenz 
gehöre, daher das Verfahren zu beheben und der Kläger auf die 
Eutſcheidung der Adminiſtrativbehörden zu weiſen ſei, und dies zwar 
aus nachſtehenden Gründen: „Ueber den Gegenſtand des Nechtsſtreites, 
die Zahlung von Commiſſionskoſten, hätten die autonomen Adminiſtrativ⸗ 
behörden bereits rechtskräftig entſchieden, da ſie dieſe Koſten ziffer⸗ 
mäßig feſtgeſett und die abgekretene ee zur „Zahlung“ 
in solidum verurtheilt haben; dieſe Angelegenheit konne nicht neuer⸗ 
dings den Gegenſtand der richterlichen Entſcheidung bilden. Der § 66 


der Gerichtsordnung vom Jahre 1864 finde hier keine Anwendung, 
weil es ſich nicht um erſt geltend zu machende Erſaßzauſprüche aus 
der Verwaltung, ſondern um bereits rechtskräftig zuerkannte Erfah: 
betrage haudelt, übrigens die Gebrechen und Geſetzwidrigkeiten, welche 
den Gegenſtaud der commiſſionellen Erhebung bildeten, größtentheils 
in eine frühere Zeitperiode fallen und nicht nach dem Gemeſndegeſetze 
vom Jahre 1864 beurtheilt werden können“. 

Dad Miniſterium des Innern erwiederte in feiner Rücknote vom 
6. Mai 1871, 3. 3684, daß es die Anficht des oberſten Gerichtshofe 
nicht zu thetlen vermöge, und eröffuete demſelben feine Meinung mit 
Nachſtehendem: 

„In dem vorliegenden Falle hat der Landesausſchuß die von 
feinen Organen anläßlich der Unterſuchung der Gemeindevermögens⸗ 
gebahrung in N. aufgerechneten Commtſſionskoſten bereits im Sabre 
1865 mit 708 fl. 23 ½ kr. adjuſlirt, und ſodann von der Gemeinde 
N. eingehoben. Dermalen handelt es ſich nicht mehr um einen Zah⸗ 
lungsauftrag über Commiffionskoſten, ſondern um die Frage, ob bie 
Mitglieder der früheren Gemeindevertretung in N. der Gemeinde für 
dieſe von ihr bereits beftrittene Auslage erſatzpflichtig ſiud oder nicht. 
Der Bezirksausſchuß in N. hat nun allerdings in feinem Exlaſſe vom 
18. Juni 1867, 3. 651 im Punkte 80 ausgeſprochen, der frühere 
Bürgermeiſter und die geſammten Mitglieder des abgetretenen Ge⸗ 
meindeausſchuſſes ſeien in solidum verpflichtet, die fraglichen Com⸗ 
miſſionekoſten per 703 fl. 23 ½ kr. in die Gemeinderenten von N. 
zu erſetzen, weil die commiſſtonelle Erhebung nur wegen der ordnungs⸗ 
widrigen Gebahrung dieſer Perſonen eingeleitet worden ſei. 

Allein nach dem ganzen Inhalte der bezogenen Erledigung des 
Bezirksausſchuffeß von N. kann, wie dies auch in den Entſcheidungs⸗ 
gründen erſter und zweiter Gerichtsiuſtanz richtig hervorgehoben wurde, 
nur angenommen werden, der Bezirkgausſchuß babe im Punkte 80, 
ebenſo wie in mehreren anderen Punkte, die gleichfalls die Erſaß⸗ 
pflicht der Mitglieder der früheren Gemeindeverlretung und einzelner 
Bedienſteten der Gemeinde zum Gegenſtaude haben, der Gemeinde 
eben nur eine Belehrung und Weiſung geben wollen, bezüglich welcher 
Poſten und gegen welche Perſonen dieſelbe Erſatzanſprüche geltend 
machen ſolle. 

Zu einem eigentlichen Erſatzerkenniniſſe war der Bezirksaus⸗ 
ſchuß auf keinen Fall competent, da der § 66 der böhmiſchen Ge⸗ 
meindeordnung vom 16. April 1864 die Geltendmachung von Er⸗ 
ſahanſprüchen der Gemeinde gegen einzelne Gemeindeorgane aus 
der Verwaltung auf den ordentlichen Rechtsweg verweißt, und da 
ferner auch das proviſorſſche Gemeindegeſez vom 17. März 1849 
keine Beſtinmung enthielt, welche dieſe ſchon der Natur der Sache 
nach dem Civilruhter zufallende Competenz den Gemeinden oder ben 
höheren autonomen Organen en hätte, diesfalls vielmehr im 
$ 60 der mit dem Erlaſſe des Miniſteriums des Innern vom 11. Des 
cember 1850, 3. 13.353 erlaſſenen Anleitung zur Verwaltung des 
Gemeindevermögenz ausdrücklich bemerkt war, daß Erfapanfprüche der 
Gemeinde gegen ihre Organe aus der Rechnungslegung im Wege 
Rechtens vor dem kompetenten Gerichte guszutragen ſeien. 

Das Miniſterium des Innern iſt hiernach in Uebereinſtimmung 
mit der Anſchauung des boͤhmiſchen Oberlandesgerichteß und Landes⸗ 
ausſchuſſes der Anſicht, daß zur Entscheidung der vorliegenden Streit: 
ſache die Gerichtsbehörden competent find“. 

Darüber hat ſich der oberſte Gerichtshof zur Anſicht dei Mint: 
ſteriums des Innern bekehrt und mit Verordunng vom 24. Mar 
1871, 3. 5992 die dem entſprechende Verfügung getroffen. —-0—. 


Die Durchführung einer Disciplingrunterſuchung gegen einen Ges 
meindebeamten durch die Gemeindevertretung ſeloſt Test nicht im 
Wirkungskreiſe der Gemeindevertretung. 


Die Gemeindevertretung von St. hat folgenden Beſchluß ge⸗ 
faßt: „Der Gemeinderath wählt aus feiner Mitte eine Commiſſton 
von fünf Mitgliedern zur Durchſicht aller Acten betreffend die Amts⸗ 
thätigkeit des ſtädtiſchen Polizeiwachaufſehers R, zur Durchführung 
einer Unterſuchung und Vorlage des Ergebniſſes an den Gemeinde⸗ 
rath behufs Schlußfaſſung über die zu erlaſſenden entſprechenden Ver⸗ 
fügungen“. Gegen dieſen Beſchluß hatte der Dürgermeiſter gleich in 
der Gerichtsſißzung Verwahrung eingelegt, weil die Unterſuchung gegen 
einen ſtädtiſchen Beamten dem Bürgermeiſter welchem die Dieciplinar- 
gewalt zukommt, zustehe, der Beſchluß des Gemeinderathes ſomit 
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deſſen Wirkungskreis überſchreite. Von der durch ihn nach § 55 der 
G. O.) erfolgten Siſtirung dieſes Beſchluſſes machte der Bürger⸗ 
melſter der Bezirkshauptmaunſchaft die Anzeige mit der Bitte um die 
weitere Schlußfaſſung. 

Die Bezirkahauptmanuſchaft hat die bezügliche Siſtirung des 
Beſchluſſes behoben, wefl der Genieinderalh durch denſelben feinen 
Wirkungskreis nicht überſchritten hat und auch in die dem Bürger⸗ 
meffter zuftehenbe Digeiplinargewalt nicht eingreife; dem nach § 31 
der Gemeindeordnung habe der Gemeinderath über die Nothwendigkeit, 
dem Gemeindevorſtande zur Beſorgung der ihm obliegendel Geſchäfte 
ein Perſonale beizugeben, und über die Bedingungen und die Art der 
Ernennung und Beſtallung dieſer Beamten zu beſchließen. Dem Ge: 
meinderathe ſtehe daher das Recht zu, das Dienſtverhältniß des ge⸗ 
dachten Juſpectors zu prüfen, und durch die Ueberweiſung der Unter⸗ 
ſuchung der bisherigen Amtsthatigkeit desselben greife der Gemeinde⸗ 
rath der Disciplinargewalt des Bürgermeiſters nicht vor, nachdem derſelbe 
auch innerhalb des ihm nach $$ 29 und gs der Gemeindeordnung zu⸗ 
ſtehenden Wirkungskreiſes ſich vorbehielt nach dem Ergebniſſe der ein⸗ 
geleiteten Unterſuchung weltere entſprechende Verfügung zu treffen. 

Ueber den Recurs des Bürgermeiſterz gegen dieſen Erlaß des 
Bezirkshauptmannes hat die Statthalterei in der Nückſicht, daß der 
Gemeinderath durch den gefaßten Beſchluß offenbar die Durchführung 
einer Disciplinarunterſnchung gegen ehren ſtädtiſchen Beamten durch 
deu Gemeinderath ſelbſt, durch eine aus feiner Mitte gewählte Com: 
miſſton bezweckt hat, dies aber zum Wirkungskreiſe des Bürgermeiſters 
gehort, erkannt: „daß dieſer Beſchluß des Gemeinderathes dem 
Geſetze widetſtreite und feinen Wirkungskreic überſchreite“. Hiebet 
bob die Statthalterei beter, daß „nach § 50 der G. O. der Ger 
meindevorſtand verwaltendes und vollziehendes, der Gemeiuderath 
dagegen nach $ 29 beſchließendes und überwachendes Organ ſei und 
dieſem letzteren uach §, 38 die Ueberwachung der Geſchäftsführung des 
Gemeindevorſtandes, nicht aber eine Executlpgewalt zuſtehe; der Ge⸗ 
meinderath habe nach $ 31 dem Gemeindevorſtande zur Beſorgung 
der Agenden das nöthige Perſonale beizugeben; die Beamten und 
Diener unterftehen dagegen dem Gemeindevorſtande und nur er übe 
über dieſelben die Disciplinargewalt mit der im $ 52 enthaltenen 
Beſchränkung aus, daß er nicht das Recht habe, fie zu entfernen“. 

Gegen diefe Statlhalteretentihetbung ergriff der Gemeinderalh 
von St. den Recurs an das Miniſterium des Innern, welche in 
ſeiner Entſcheidung vom 11. Februar 1871, 3. 1590 dem Recurſe 
keine Folge gab, well der Gemeinderath mit ſeinem Beſchluſſe die 
Durchführung einer Disciplinarunterſuchung gegen den Polizelwach⸗ 
auflſeher R. bezweckte (welche Auſicht unzweifelhaft aus der Mint: 
ſterialbeſchwerde ſelbſt hervorgeht), und nach dem Gemeindegeſeße die 
Disciplinargewalt über die Gemeindebeamten nur dem Gemeinde⸗ 
vorftande (Bürgermeiſter) zuſteht“. 

„Dagegen konne“, ſagte das Miniſterium weiter, „dem Ger 
meinderath mit Hinblick auf die Beſtimmungen der 68 31, 33 und 
38 der Gemeindeordnung das Recht uicht beſtritten werden, zu be⸗ 
ſchließen, daß gegen einen feiner Beamten die Pieiplinarunterſuchung 
einzuleiten ſei, und bei dleſer Unterſuchung zur Controle durch eine aus 
feiner Mitte gewählte Commiſſton zu interveniren. Ebeuſo könne 
der Gemeinderath, falls es in feiner Abſicht läge, im Zwecke einer 
entſprechenden Handhabung und Vertheilung der Dienſtesobliegenheiten 
der Gemeindebegmten und einer enifprechenden Feſtſtellung des nöthigen 
Perſonales im Allgemeinen eine Unterſuchung der Amtsthätigkeit der 
beſtellten Organe veranlaſſen und hiezu eine beſondere Commiffion 
aus ſeiner Mitte beſtimmen “. B. 


„) Dte Paragrapheneitate beziehen fich auf die Gemeinbeorbnung fler Galizien. 
Die bieefalligen Beftimmungen find aber in alſen Fandengemielndeorbünlagen Diefelben. 


Perſonalien. 

Se. Majeſtät haben a. h. Ihren geheimen Math Agenor Grafen Golu⸗ 
cho wg kT zu Kalter in Galizien und Eodonrerien janımt Krakau ernaunf. 

Se. M. baben den mit der Leitung ber galſgiſchen Statrhalterei Betrauten 
Wlerpröfidenten udnng Freſherrn Doffinger von Chnbordfi zum Sectlonachef 
ine Ackerbaumkniſteriunt ernannt. 

Se Maſeſett hoben den Statthaltereiräthen Joſef Klingler und Foſef 
Erbart u. Erhartſtern in Innsbruck den Ocden der elſernen Krone IB. Gl, tayı 
Frei berſiehen. 

Se. Majeftät haben dem Statthalterelrathe und Bezirkshauptmanne in Bozen 
Vincenz Freiherrn v. Prato den Titel und Charakter eines Hofrathes tarfrei verliehen. 

Der Dinilter des Spnern Hat den Bezirkshauptmann II. Cl. Karl u. Ku kſch ig 
zum Begkıkehanpintenn J. El. in Dalmatien ernannl. 


Druck ber k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verauſwortlich C. Piſtorl. 


